
ZBR Heft 10/2023 325Bochmann: Politische Beamte

Politische Beamte – Notwendige Einschränkung von  
verfassungsrechtlichen Grundsätzen oder legalisierte 
Förderung von Ämterpatronage und Politisierung der 
Verwaltung?

Dr. Günter Bochmann 

Der Beitrag geht der Frage nach, ob der Vorwurf der legali­
sierten Ämterpatronage und der Förderung der Politisierung 
der Verwaltung hinsichtlich der Institution des politischen Be­
amten berechtigt ist. Er setzt sich dabei mit dem für die Auswei­
sung als solche Position in Betracht kommenden Ämterkreis 
sowie den Zugangsregelungen und der Besetzungspraxis aus­
einander. Ferner nimmt er eine kritische Würdigung der soge­
nannten nachamtlichen Beschäftigung ehemaliger Amtsinha­
ber innerhalb der Verwaltung vor. Diese kann dazu führen, 
dass aufgrund politischer Kriterien erlangte status- und lauf­
bahnrechtliche Vorteile insbesondere bei einer Auswahlkon­
kurrenz mit regulären Beamten fortwirken. 

I. Einleitung

Gemäß § 30 Abs. 1 S. 1 BeamtStG können Beamte auf Lebens-
zeit jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden, 
wenn sie ein Amt bekleiden, bei dessen Ausübung sie in fort-
dauernder Übereinstimmung mit den grundsätzlichen politi-
schen Ansichten und Zielen der Regierung stehen müssen. 1 
Der so genannte politische Beamte agiert zwischen dem Be-
reich von Politik im Sinne von Regierung, Parlament sowie 
Parteispitzen einerseits und der Verwaltung andererseits. 2 Ihm 
kommt dabei eine so genannte „Transformationsfunktion“ 3 zu, 
die darin bestehen soll, die Umsetzung der politischen Regie-
rungsvorgaben in die Verwaltung zu gewährleisten. 4 Sinn und 
Zweck der Regelungen ist es, so die dauerhafte Übereinstim-
mung der politischen Ziele zwischen der Regierung und diesen 
Beamten sowie das Bestehen eines Vertrauensverhältnisses  
sicherzustellen, beziehungsweise auf einen Vertrauensverlust 
reagieren zu können. 5 Damit werden zugleich die Fingierung 
sachlicher Gründe oder gar die Durchführung von Kampagnen 
zur Erreichung der Ablösungsreife, wie sie bei regulären Be-
amten im Falle der Unliebsamkeit mitunter zur Begründung 
von Umsetzungen zu beobachten sind, entbehrlich. Anders als 
etwa beim Beamten auf Zeit in der Kommunalverwaltung wird 
das Amt jedoch unbefristet, d.  h. regelmäßig auf Lebenszeit 
und damit über das Ende der Legislaturperiode und gegebenen-
falls einen Wechsel der politischen Leitung hinweg, übertra-
gen. 6 Wesentliche Grundsätze des Beamtenrechts, nämlich 
Lebenszeit-, Leistungs- und Laufbahnprinzip, relative Unab-
hängigkeit und politische Neutralität der Amtsträger sind bei 
diesem Personal allerdings nur in modifizierter Form prägend, 
wobei im Übrigen jedoch sämtliche Beamtenpflichten, insbe-
sondere auch die zur Gesetzestreue, zur unparteiischen Amts-
führung 7 und zur Gemeinwohlverpflichtung 8, uneingeschränkt 
gelten. 9 Das umfasst ebenso die einfachgesetzlich geregelte 
Remonstrationspflicht. Gegen diesen Beamtentypus wird ein-
gewandt, er sei der „Gesetz gewordene Zweifel an der Loya­
lität der Beamtenschaft schlechthin“ und damit wegen deren 
verfassungsrechtlichen Verpflichtungen zur Loyalität und poli-
tischen Neutralität ein „Widerspruch in sich“. 10 Mit dem Hin-

weis auf parlamentarische Demokratien, die keine vergleichbare 
Institution kennen, wird auch der Verdacht geäußert, dass damit 
der parteipolitische Zugriff auf die öffentliche Verwaltung aus­
geweitet werden solle. 11 Von „legalisierter“ Patronage 12 und 
„besonders ausgeprägte(r) Form der Ämterpatronage“ 13  ist die 
Rede. Die Rechtsfigur gilt einigen damit als Einfallstor für eine 
Politisierung der parteipolitisch neutralen Verwaltung. 14 Ande-
rerseits wird aber auch festgestellt, sie habe sich bewährt. 15 Ohne 
sie drohe gar politische Obstruktion. 16 Zweifellos stellt sie so-
wohl verfassungs- als auch dienstrechtlich und vor allem in der 
praktischen Nutzung, zurückhaltend formuliert, einen „Problem-
fall“ 17dar. Auch wenn ihre grundsätzliche Zulässigkeit heutzu
tage kaum noch in Zweifel gezogen wird, 18 sondern eher Kritik 
an dem einbezogenen Ämterkreis geübt wird, 19 ist ihre verfas-
sungsrechtliche Rechtfertigung nicht völlig klar. In der jüngeren 
Zeit scheinen sich zudem Tendenzen abzuzeichnen, ehemaligen 
politischen Beamten verstärkt eine Weiterbeschäftigung bei ih-
ren bisherigen Dienstherren zu ermöglichen, was vordergründig 
betrachtet aufgrund entsprechender Anrechnungsvorschriften zu 
Versorgungskosteneinsparungen 20 führt, andererseits jedoch, je 
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